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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 40/11 B 
 
L 2 U 338/09 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 1 U 132/08 (SG Koblenz) 
 
 
 
…………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………… , 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft, 
Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Mai 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r     

und   H e i n z     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 6. Dezember 2010 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der 

Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG den 

geltend gemachten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels nicht hinreichend bezeichnet. 

Der Senat beschränkt sich auf folgende Hinweise: 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; er kann auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Nach dieser Vorschrift ist das Übergehen eines Beweisantrags nur 

dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen 

wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch nicht als erfüllt ansieht. 

Zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten muss der Beweisantrag in der 

abschließenden mündlichen Verhandlung gestellt oder aufrechterhalten worden sein (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 20 und 31; BVerfG SozR 3-1500 § 160 Nr 6). Dass der Kläger bis zuletzt 

einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt hätte, mit dem sowohl das Beweismittel 

als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, über welche Tatsachen im 

Einzelnen Beweis erhoben werden soll (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 6), ist der 

Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. Danach hat er in der letzten mündlichen 

Verhandlung lediglich beantragt, ein "weiteres Sachverständigengutachten, gegebenenfalls auf 

diabetologischem Fachgebiet", einzuholen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 

1 

2 

3 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

